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Anhang 

- Auszubildende und Berufsausbildung - 
 

zum 
 

ENTGELTTARIFVERTRAG 
 

FÜR SICHERHEITSDIENSTLEISTUNGEN 
IN BERLIN UND BRANDENBURG 

 

vom 31. Januar 2017 
gültig mit Wirkung ab 1. Januar 2017 

 
 
 
zwischen dem 

 
Bundesverband der Sicherheitswirtschaft e. V., (BDSW)  
- Landesgruppen Berlin und Brandenburg  
 

- einerseits - 
 
und der 
 
 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung des 
Landesbezirkes Berlin-Brandenburg 
Köpenicker Straße 30, 10179 Berlin 

 
- andererseits - 

 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Der Anhang gilt: 
 
1. Räumlich:  für die Bundesländer Berlin und Brandenburg, 

 
2. Fachlich: für alle Betriebe und Betriebsteile des Bewachungs- und Sicherheits-

gewerbes sowie für alle Betriebe und Betriebsteile, die Kontroll- und 
Ordnungsdienste betreiben, für alle mit der Ausbildung für Berufe des 
Bewachungs- und Sicherheitsgewerbes befassten Berufsbildungs-
einrichtungen, Bildungsträger und Lehranstalten. 

 
3. Persönlich: für alle gewerblichen Auszubildenden im Sinne des Berufsbildungs-

gesetzes und/oder Lehrgangsteilnehmer, der unter Pkt. 2 aufgeführten 
Betriebe und Betriebsteile 

 
Alle Bezeichnungen gelten für Männer sowie für Frauen. 
 
Alle aufgeführten Entgelte sind Bruttoentgelte. 
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§ 2  Berufsausbildungsvertrag 
 
1. Vor Beginn des Berufsausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Berufsausbildungs-

vertrag zu schließen. Die Auszubildenden erhalten eine Ausfertigung. 
 
2. Der Berufsausbildungsvertrag enthält mindestens Angaben über: 
 

 Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Berufsausbildung, 
insbesondere die Berufstätigkeit, für die ausgebildet werden soll 

 Beginn und Dauer der Berufsausbildung 

 einen individuellen Ausbildungsplan 
 
 

§ 3 Arbeitszeit 
 
1. Jugendliche im Berufsausbildungsverhältnis und Jugendliche, die das 15. Lebensjahr 

vollendet haben, dürfen nicht mehr als 8 Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stunden 
wöchentlich im Rahmen einer regulären 5-Tage-Woche beschäftigt werden (§ 8 Abs. 1 
JArbSchG).   
 

2. Arbeitszeit im Sinne der Regelungen ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der täglichen 
Beschäftigung ohne Ruhepausen (§ 4 Abs. 1 JArbSchG). Arbeitszeit ist nicht nur die 
Zeit, in der gearbeitet wird, sondern jede Zeit, in der der Jugendliche ausgebildet oder 
beschäftigt wird. Art und Ort der Beschäftigung sind dabei ohne Belang. 

 
3. Im Übrigen gelten die Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG). 
 
4. Auszubildende sollen in der Regel je 30-Tage-Monat 40 Stunden Berufsschule, 40 

Stunden firmeninterne Schulungen/Weiterbildungen/Qualifizierungen und 96 produktive 
Dienststunden haben. Näheres ist im Ausbildungsvertrag aufzunehmen. 

 
Ein Auszubildender der monatlich mehr als 176 Stunden realisiert, hat diese 
Mehrstunden innerhalb eines Dreimonatszeitraumes als Freizeit abzugelten. 
 
Ist eine Freizeitabgeltung nicht möglich, wird die Anzahl der Stunden ab 529 in diesem 
Dreimonatszeitraum, mit Entgeltgruppe 1 gemäß dem diesem Anhang zu Grunde 
liegenden ETV zusätzlich zur Ausbildungsvergütung zum Ende des dritten Monats 
ausgezahlt. 
 
 

§ 4 Ausbildungsvergütung 
 
Auszubildende erhalten nachfolgende Bruttomonatsvergütung: 

 

ab 1.3.2017  

im 1. Ausbildungsjahr 500,00 € 

im 2. Ausbildungsjahr 600,00 € 

im 3. Ausbildungsjahr  700,00 € 
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§ 5  Fortzahlung der Ausbildungsvergütung 
 
Auszubildenden ist die Vergütung bis zur Dauer von sechs Wochen fortzuzahlen, wenn sie: 
 

 sich für die Berufsausbildung bereithalten, diese aber ausfällt, oder 

 infolge unverschuldeter Krankheit nicht an der Berufsausbildung teilnehmen können und 
sie diese Verhinderung nachweisen oder 

 aus einem sonstigen Grund unverschuldet verhindert sind, ihre Pflichten aus dem 
Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen, oder 

 an einer von einem Sozialversicherungsträger oder von einer Versorgungsbehörde 
verordneten Kur oder Heilverfahren teilnehmen. 

 
 

§ 6  Freistellung 
 
1. Auszubildende sind im Rahmen der Ausbildungszeit zur Erfüllung der gesetzlichen 

Berufsschulpflicht zur Teilnahme an nicht vom Ausbildungsbetrieb veranlassten 
Ausbildungsmaßnahmen einschließlich der in diesem Fall erforderlichen Wegezeiten 
von und zum Betrieb freizustellen. 
 

2. Auszubildende sind aus folgenden besonderen Anlässen unter Fortzahlung der 
Ausbildungsvergütung freizustellen: 

 

 bei Wohnungswechsel von Auszubildenden mit eigenem Hausstand 1 Tag 

 bei Eheschließung von Auszubildenden 2 Tage 

 bei Niederkunft der Ehefrau, der Lebensgefährtin in häuslicher Gemeinschaft 
1 Tag 

 beim Tod des Ehepartners, der Ehepartnerin, des Lebensgefährten, der Lebens-
gefährtin oder eines Kindes 2 Tage 

 beim Tod der Eltern, Stiefeltern oder Erziehungsberechtigten, sofern in häus-
licher Gemeinschaft 2 Tage ansonsten 1 Tag 

 beim Tod der Schwiegereltern und Geschwister 1 Tag 
 

3. Auszubildende werden in den nachstehenden Fällen, soweit die Angelegenheit nicht 
außerhalb der Arbeitszeit erledigt werden kann, unter Fortzahlung der Ausbildungs-
vergütung, soweit der Vergütungsausfall nicht von Dritten erstattet wird, für die Dauer 
der unumgänglich notwendigen Abwesenheit von der Arbeit freigestellt: 
 

 Zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlichen Pflichten, zur Ausübung des Wahl- 
und Stimmrechtes und zur Beteiligung an Wahlausschüssen; 

 zur Ausübung öffentlicher Ehrenämter; 

 zur Teilnahme an Wahlen der Organe der gesetzlichen Sozialversicherung und 
anderer öffentlicher Einrichtungen; 

 zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere gerichtlicher oder polizeilicher 
Termine. 

 bei amts-, kassen- oder versorgungsärztlich angeordneter Untersuchung oder 
Behandlungen; 

 Mitglieder der Tarifkommission erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Tarifkommission und die Teilnahme an Tarifverhandlungen für die jeweilige Zeit 
Freistellung unter Fortzahlung der Vergütung. 

 
4. Auszubildende sind verpflichtet, dem Ausbildungsbetrieb die Gründe des Fernbleibens 

glaubhaft in Schriftform nachzuweisen. 
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§ 7  Urlaub 
 
1. Auszubildende haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. 

Der Jahresurlaub für Auszubildende staffelt sich nach dem Lebensalter zu Beginn des 
Kalenderjahres: 
 

 wenn der Auszubildende zu Beginn des Kalenderjahrs 
noch nicht 16 Jahre alt ist: 30 Tage 

 wenn der Auszubildende zu Beginn des Kalenderjahrs 
noch nicht 17 Jahre alt ist: 27 Tage 

 wenn der Auszubildende zu Beginn des Kalenderjahrs 
noch nicht 18 Jahre alt ist: 25 Tage 

 wenn der Auszubildende zu Beginn des Kalenderjahres 
mind. 18 Jahre alt ist: 25 Tage 

 
Tage sind alle Wochentage, außer Samstage, Sonntage und Feiertage, von Montag bis 
Freitag (5-Tage-Woche). 
 

2. Der Termin für den Urlaubsbeginn und die Dauer des Urlaubs werden im Einvernehmen 
zwischen Ausbildungsbetrieb und Auszubildenden bis zum Ende des Vorjahres unter 
Wahrung der Interessen des Betriebes und angemessener Berücksichtigung der 
Wünsche der Auszubildenden für das betreffende Jahr festgelegt. 
 

3. Auszubildende haben in den Berufsschulferien mindestens 2 Wochen zusammen-
hängenden Urlaub zu nehmen. Der Resturlaub ist nach freier Vereinbarung zwischen 
dem Ausbildungsbetrieb und dem Auszubildenden zu nehmen und sollte auch in den 
Berufsschulferien liegen. 

 
4. Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit der Berufsschulferien gegeben werden. Soweit 

er nicht in den Berufsschulferien gegeben wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem die 
Berufsschule während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren. 
 

5. Erkranken Auszubildende während des Urlaubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis 
ausgewiesenen Krankentage auf die Urlaubstage nicht angerechnet. 

 
Auszubildende haben sich jedoch nach termingemäßem Ablauf des Urlaubs oder, falls 
die Krankheit länger dauert, nach Beendigung der Krankheit zunächst dem Betrieb zur 
Verfügung zu stellen. Der Termin für den restlichen Urlaub ist neu zu vereinbaren. 
 

6. Während des Urlaubs dürfen Auszubildende keine dem Urlaubszweck - nämlich der 
Erholung – widersprechende Erwerbstätigkeit ausüben. 
 

7. Konnte der Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfähigkeit oder aus dringenden betrieb-
lichen Gründen bis zum Ende des Jahres nicht angetreten werden, so ist er innerhalb 
der ersten drei Monate des folgenden Jahres anzutreten. 

 
 

§ 8  Prüfungen 
 
1. Der Ausbildungsbetrieb hat die rechtzeitige Anmeldung zu den Prüfungen (z.B. 

Gesellenprüfung, Abschlussprüfung, Zwischenprüfung und ähnliche Prüfungen) des 
Auszubildenden zu veranlassen und sicherzustellen. Eine Nichtanmeldung ist 
gegenüber dem zuständigen Prüfungsausschuss schriftlich zu begründen. Der 
Ausbildungsbetrieb trägt hierfür die gesamten Kosten. 
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2. Sobald dem Ausbildungsbetrieb der Prüfungstermin bekanntgeworden ist, hat er ihn 
dem Auszubildenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 

3. Der Ausbildungsbetrieb hat den Auszubildenden für die Teilnahme an Prüfungen 
freizustellen. Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten. Für die Freistellung gilt § 6 
entsprechend. 
 

4. Dem Auszubildenden ist unmittelbar vor der in der Ausbildungsordnung vorgeschrieben-
en Abschlussprüfung an einem Ausbildungstag Gelegenheit zu geben, sich eigenständig 
auf die Prüfung vorzubereiten. Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten. 

 
 

§ 9  Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses, vorzeitige 
oder verspätete Ablegung der Prüfung 

 
Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit dem Ablauf der Ausbildungszeit. Bestehen der 
Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die Abschlussprüfung, endet das 
Berufsausbildungsverhältnis mit Bestehen dieser Prüfung. Der Auszubildende hat den 
Ausbildungsbetrieb unverzüglich, spätestens am folgenden Arbeitstag, über Bestehen oder 
Nichtbestehen der Abschlussprüfung zu informieren. 
 
Besteht der Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, verlängert sich das Berufs-
ausbildungsverhältnis auf sein schriftliches Verlangen bis zur nächstmöglichen Wiederholungs-
prüfung, längstens für ein Jahr. Für diesen Zeitraum wird die Ausbildungsvergütung weiter-
gezahlt. 
 
 

§ 10  Zeugnis 
 
1. Der Ausbildungsbetrieb hat bei Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses dem 

Auszubildenden ein Zeugnis auszustellen. Hat der Ausbildende die Berufsausbildung 
nicht selbst durchgeführt, soll auch der Ausbilder das Zeugnis unterschreiben. 
 

2. Das Zeugnis muss Angaben enthalten über Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung 
sowie über die erworbenen Fähigkeiten und Kenntnisse der Auszubildenden. Auf 
Verlangen des Auszubildenden sind auch Angaben über Führung, Leistung und 
besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 

 
 

§ 11  Probezeit, Kündigung 
 
1. Die ersten vier Monate des Berufsausbildungsverhältnisses gelten als Probezeit. 

Während der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis jederzeit gekündigt 
werden. 
 

2. Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nur gekündigt werden 

 aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist, 

 von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen, wenn der 
Auszubildende die Berufsausbildung aufgeben oder sich für eine andere 
Berufstätigkeit ausbilden lassen will. 

 
3. Die Kündigung muss schriftlich und in den Fällen des Abs. 2 unter Angabe der 

Kündigungsgründe erfolgen. 
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4. Eine Kündigung aus wichtigem Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden 
Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind. 

 
 

§ 12 Erfüllungsortprinzip 
 
Die Ansprüche aus diesem Tarifvertrag richten sich nach dem Ort der Durchführung der 
Ausbildung. 
 
 

§ 13  Ausschlussfristen 
 
1. Sämtliche gegenseitigen Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis erlöschen 

beiderseits drei Monate nach Fälligkeit, von oder gegen ausgeschiedene Auszubildende 
jedoch nicht später als einen Monat nach Fälligkeit der Ansprüche für den 
Kalendermonat, in dem das Ausbildungsverhältnis endet, sofern sie nicht vorher unter 
Angabe der Gründe schriftlich geltend gemacht worden sind. 
 

2. Lehnt die Gegenpartei den Anspruch ab, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von 
drei Monaten nach der Ablehnung gerichtlich geltend gemacht wird. 
 

3. Von dieser Ausschlussfrist werden jedoch Schadenersatzansprüche, die auf vorsätzlich-
en oder grob fahrlässigen Handlungen beruhen, nicht erfasst. 

 
 

§ 13  Schlussbestimmungen 
 
Soweit vorstehend nicht geregelt, gelten ergänzend die Bestimmungen des Entgelttarifvertrages 
für Sicherheitsdienstleistungen Berlin und Brandenburg vom 31.01.2017. 
 
Berlin, 31. Januar 2017 
 
Bundesverband der Sicherheits-
wirtschaft e. V. (BDSW) 
Landesgruppe Berlin 
 
 
 
 
 

 Bundesverband der Sicherheits-
wirtschaft e. V. (BDSW) 
Landesgruppe Brandenburg 
 

   

 
 
Vereinte Dienstleistungs- 
gewerkschaft (ver.di),  
Landesbezirk Berlin-Brandenburg 
Landesbezirksleitung 
 
 
 
 
 

Vereinte Dienstleistungs- 
gewerkschaft (ver.di),  
Landesbezirk Berlin-Brandenburg 
Fachbereich Besondere Dienstleistungen 
 
 
 
 

  
 


